
Warum es jetzt die AfD braucht! 
 

 

Am 7.12.2024 fand im Hotel Restau-
rant Sonnenschein in Herzogswei-
ler, die zweite Aufstellungsver-
sammlung zur Wahl des Bundes-
tagsdirektkandidat statt.  

Es stellten sich Raimond 
Lamparter aus dem Kreis Freu-
denstadt und Martina Böswald aus 
dem Kreis Waldshut zur Wahl zur 
Verfügung. Das Ergebnis im Ein-
zelwahlverfahren, ging mit 29 zu 21 
Stimmen, bei einer Enthaltung, 

zugunsten von Raimond 
Lamparter aus. 

Wir haben mit Herrn Lamparter 
gesprochen und möchten Ihnen 
diesen näher vorstellen. Herr Lam-
parter ist gebürtig aus Reutlingen, 
wo er eine Ausbildung zum Dach-
decker absolviert hat. Nach meh-
reren Jahren Tätigkeit auf ver-
schiedenen Baustellen, unter an-
derem auch im Südafrika, absol-
vierte er 2004 in Emden eine Fort-
bildung zum Technischen Zeich-
ner im Maschinenbau und Anla-
gentechnik. Im Rahmen einer Pro-
jektentwicklung, erlangte Herr 
Lamparter einen Studienab-
schluss im Bauwesen und arbeitet 
nun in der Abteilung Projektent-
wicklung Bau Windkraft, Rückbau 
Kernkraft, sowie Grundpläne Was-
serkraft bei der Firma ENBW. Herr 
Lamparter lebt seit 6 Jahren in 
Freudenstadt und erfreut sich an 
einer Großfamilie mit vier Kindern 
und zwölf Enkelkindern. 

Herr Lamparter spricht Englisch, 
Afrikaans, Xhosa, Zulu, Italienisch 
und besticht durch seine Bürger-
nähe. Sein Praxiswissen vom Bau, 
sowie sein Hintergrundwissen 
durch seinen Beruf in der Projekt-
entwicklung Windkraft, machen 
ihn zu einem Fachmann für das 
Thema Energiewende. Diese sieht 
er als gescheitert. An den Regio-

nalverband Nordschwarzwald, 
welcher neue Flächen für Wind-
kraftanlagen erschließt, hat er 
eine klare Empfehlung ausgespro-
chen, nämlich die CO2-
Freundlichkeit den Bäumen zu 
überlassen. Diese machen einen 
wesentlich effizienteren Job und 
wären vor allem schon da. Es gilt 
auch hier, nur technischer Fort-
schritt löst Probleme, der Klima-
wahn kann nicht die Lösung brin-
gen. 

Herr Lamparter möchte sich im 
Wahlkreis Calw/Freudenstadt um 
den Wohnungsmangel kümmern, 
hier weist er auf überzogene För-
derkriterien und Auflagen für den 
Neubau von Wohnungen hin. Zu-
dem kritisiert er die zu hohen Kli-
maschutzmaßnahmen bei Altbau-
sanierungen. Spannend bleibe 
dabei auch der aktuelle Beschluss 
des Umweltministeriums, den Flä-
chenverbrauch bis zum Jahre 2035 
auf null zu reduzieren. „Dies kann 
mit den richtigen Leuten zu einer 
Chance werden“ lächelt er optimis-
tisch und ergänzt, dass die Heraus-
forderungen einfach nur ange-
nommen werden müssen. Die 
Probleme wurden von den Regie-
rungsverantwortlichen schlicht 
und ergreifend zu häufig unter den 
Tisch gekehrt. 
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Momentan vertritt Herr 

Lamparter als bekennender Christ,  
die AfD im Freudenstädter Ge-
meinderat und verspricht bei einer 
Wahl in den Bundestag, das Ehren-
amt weiterzuführen. Die Region 
müsse tatkräftig unterstützt wer-
den. Er liebe seine Heimat und 
habe die Demut zu wissen, woher 
er komme. Deshalb fördere er noch 
zusätzlich das Projekt „Warme 
Herzen der Orthodoxen Kirche in 
Stuttgart“, da für die Obdachlosen 
viel zu wenig getan würde, fügte er 
hinzu. In seiner wenigen Freizeit 
kümmert sich Herr Lamparter 
dann um seine Familie und ge-
nießt die Zeit mit seiner Ehefrau 
und den Kindern. 

 
Wir befragten Herr Lamparter zu 
den aktuellen Wahlkampfthemen. 

 
1. Grundwerte der sozialen Markt-
wirtschaft bewahren: 
Es bedarf wieder den Fokus auf den 
Mittelstand und auf die soziale 
Verantwortung von Unterneh-
mern gegenüber Ihren Arbeitneh-
mern. Letztendlich sind diese das 
Kapital der Betriebe.  

 
2. Kehrtwende in der Asyl- und 
Migrationspolitik: 
Wir müssen umdenken und auf-
hören der Gastgeber für die ganze 
Welt zu sein. Geltendes Recht 
muss Recht bleiben auch in Eu-
ropa. Menschen ohne Pass dürfen 
hierzulande nicht ausreisen… Aber 
einreisen ist kein Problem? Ver-
stehe das noch einer als einfacher 
Mensch. 

 
3. Kriminalitätsbekämpfung und 
innere Sicherheit: 
Im Rahmen des Datenschutzes 
wird den Behörden die Arbeit un-
nötig erschwert. Ermittlungsver-
fahren sowie das Speichern von 
Daten in Verdachtsfällen, sollte 
den Behörden erleichtert werden. 
Es geht nicht um die komplette 
Überwachung der Bürger, es geht 
um den Schutz der Opfer vor dem 
Täter! Als Beispiel nannte Herr 
Lamparter ein 15-jähriges 
Mädchen aus Bad Wildbad, wel-
ches immer noch unter einem  

 
sexuellen Übergriff leide. Der 
straffällige Syrer kam mit einer 
Verwarnung davon und schob die 
Schuld dem Mädchen in die 
Schuhe, aufgrund Ihrer 
freizügigen Kleidung. Solche Täter 
müssen beobachtet werden, bevor 
es zu schlimmeren kommt, meint 
Herr Lamparter. 

 
4. Frieden in Europa: Dialog statt 
Eskalation: 
Wir brauchen Frieden mit unseren 
Nachbarn. Jeder der in einer 
friedlichen Nachbarschaft wohnt, 
weiß diese Vorzüge zu schätzen. 
Deshalb reden und verhandeln, 
aber zuerst muss aufgehört 
werden zu schießen. 

 
5. Meinungsfreiheit und Reform 
des Öffentlich-Rechtlichen 
Rundfunks: 
Nachrichtensender müssen finan-
ziell unabhängig und objektiv be-
richten dürfen. Nachrichten benö-
tigen eine große Informations-
breite, nur dies kann den Konsu-
menten in die Eigenverantwor-
tung der politischen Meinungsbil-
dung führen. 

 
6. Wiederherstellung sicherer und 
bezahlbarer Energie: 
Um den Mittelstand zu stärken und 
ein Stück weit vom Preisdruck der 
Großkonzerne abzukoppeln, ist 
bezahlbare Energie die Basis. Ein 
gesunder Mix aus sauberer Ener-
gieherstellung, dient der Nachhal-
tigkeit und liegt in der Verantwor-
tung unserer Generation. Wir wol-
len doch alle, dass es unseren Kin-
dern besser geht als uns! 

 
7. Familie und Demografischer 
Wandel: 
Die Basis für eine gesunde Ent-
wicklung einer Generation ist Si-
cherheit. Statistisch entwickeln 
sich aus intakten Familien, körper-
lich sowie psychisch gesündere 
Menschen, welche mit guter Bil-
dung eine Gesellschaft im Ganzen 
bereichern können. Ein sorgen-
freies Familienleben zu ermögli-
chen und zu schützen, muss die 
Kernaufgabe einer Regierung  
 

 
sein. (Quelle: Bettina Hünteler, 
Cambridge University Press) 

 
8. Rückkehr zum Europa der 
Vaterländer: 
Um dem unbezahlbaren Bürokra-
tiewahnsinn, sowie der Einschrän-
kung der Nationalen Demokratie 
zu entkommen, ist ein Rückbau 
der Europäischen Union, zu einem 
Staatenbund souveräner Nationen 
unabdingbar. 
 
9. Bürokratieabbau und 
steuerliche Entlastung: 
Bürokratieabbau reduziert die 
Steuerbelastung, schafft finanziel-
len Spielraum für Investitionen 
und dient der Beschleunigung 
sämtlicher Prozesse. 

 
10. Bezahlbarer Wohnraum und 
Eigenheimförderung: 
Durch Reduzierung unnötiger 
Umweltauflagen und Vereinfa-
chung von Bauvorhaben, sollen die 
Kosten nachhaltig reduziert wer-
den. Die Wandlung von Mietern zu 
Eigenheimbesitzern, soll durch die 
Abschaffung der Grunderwerbs-
steuer für Selbstnutzer, sowie 
durch steuerliche Förderung mög-
lich gemacht werden. 

 
11. Infrastruktur effizient und 
Zukunftsfähig aufstellen: 
Die Kommunen können ihre 
Pflichtaufgaben im Haushalt im-
mer weniger erfüllen. Es bedarf ei-
ner klaren Priorisierung der För-
dergelder, schnellere Auftrags-
vergabe und einem schnelleren 
Verwaltungsapparat. 
 
12. Rentenreform: 
Das Rentensystem muss grundle-
gend reformiert werden. Eine Ren-
tenabsicherung in Form eines 
Rentenfonds, eventuell mit steuer-
licher Förderung würde das Ren-
tensystem nachhaltig entlasten. 
Nur um eine der Möglichkeiten zu 
nennen. 
 
13. Gesundheitswesen stärken: 
Junge Ärzte und Ärztinnen sollten 
bereits im Studium für die Ausbil-
dung als Landmediziner gefördert 
werden. Siehe Sächsisches Haus 
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arztstipendium. Steuerfreibeträge 
auf den Jahresumsatz können das 
Finanzielle Risiko der Selbständig-
keit reduzieren. 
 
14. Verbrenner Verbot abschaffen: 
Das Verbrenner Verbot muss abge-
schafft werden. Welche Produkte 
benötigt werden, muss der Markt 
selbst regeln. 
 
15. Reform des Bürgergeldes: 
Menschen die Arbeitsfähig sind 
und nach 6 Monaten nicht vermit-
telt werden können, sollten ge-
meinnützige Arbeit leisten. Bür-
gergeld soll gegen das Konzept ak-
tivierende Grundsicherung ausge-
tauscht werden. Das System der 
Grundsicherung soll bestehen 
bleiben, wobei die Verwaltungs-
kosten durch Zusammenführung 
von Kranken- und Pflegeversiche-
rung gesenkt werden sollen. 
 
16. Förderung des Ländlichen 
Raums und der Landwirtschaft: 
Die Dieselsteuer muss wieder ab-
geschafft werden. Den Bauern soll 
der benötigte Handlungsspiel-
raum in ihrer täglichen Arbeit zu-
rückgegeben werden, denn Fach-
leute wissen schlicht was sie tun. 
Genauso sollen die Berichtspflich-
ten massiv reduziert werden, was 
den Landwirten erheblichen Ar-
beitsaufwand abnehmen würde. 
 
17. Schuldenbremse einhalten: 
Die Schuldenbremse ist einzuhal-
ten, um unseren zukünftigen Ge-
nerationen zu entlasten. 
________________________________  

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Remigration, das sogenannte „Un-
wort“ des Jahres 2023, welches auf-
grund der falschen Berichterstat-
tung des abhängigen Recherche-
netzwerkes Correctiv im vergan-
genen Jahr medial für Furore 
sorgte, stammt aus dem Lateini-
schen und bedeutet schlichtweg 
Rückwanderung (für re- = wieder 
und migratio = (Aus)wanderung).  

Neben der hohen Anzahl der Bür-
gergeldempfänger aus dem Nicht-
EU-Ausland, der damit verbunde-
nen immensen Steuerlast der ar-
beitenden Bevölkerung und 
Staatsbürger Deutschlands, aber 
auch die zusätzliche Belastung des 
Gesundheits- und Bildungssys-
tems, sollten Anlass genug dafür 
sein, konsequent Abschiebungen 
durchzuführen und Anreize zur 
Ausreise für illegale Migranten 
und kriminelle Ausländer zu 
schaffen. 

Vergewaltigungen, Körperverlet-
zungen, Raub, Mord und Terroran-
schläge innerhalb der letzten zehn 
Jahre, haben nachhaltig den sozia-
len Frieden und die innere Sicher-
heit Deutschlands zerstört. 
Aschaffenburg und München sind 
weitere schreckliche Beispiele für 
das Versagen der Asyl- und 
Migrationspolitik Deutschlands.  

Ohne Remigration wird sich die 
Lage nicht zum Positiven verän-
dern, sondern das Gegenteil wird 
der Fall sein.  
 
 

 

Weitere Informationen zu diesem 
Thema finden Sie in der Rubrik 
„Gegenkultur!“. 
 
Remigration fängt da an, wo gel-
tende deutsche Gesetze die 
Grundlage für eine Umsetzung 
bieten. Hierbei könnte der Staat 
schon auf folgende Gesetze zu-
rückgreifen: 

 
§ 15 Aufenthaltsgesetz 
§ 18 Asylgesetz  
Artikel 16a Grundgesetz 
§ 35 Staatsangehörigkeitsgesetz, 
§ 51 Aufenthaltsgesetz. 

Bildquelle: 
https://www.afd.de/einzelfallticker/ 

________________________________  

Deutschland, deine Einzelfälle – 
Warum es jetzt Remigration braucht! 

                                                                                                                                               Robert Tilker             
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Der Bote Aus den Kreisen 02/2025 

Die Ergebnisse des Kreisfinanzbe-
richt Baden-Württemberg für das 
Jahr 2024, bildeten die großen 
wirtschaftlichen Herausforderun-
gen, wobei diese nur der Vorbote 
für ein sehr schwieriges Jahr 2025 
waren, vollumfänglich ab.  

Das Land muss zukünftig auf eine 
solide Haushaltsführung setzen, 
die Stabilität und Wachstum för-
dert, ohne dabei die notwendigen 
Weichen für die Zukunft zu ver-
nachlässigen. Dies kann nicht mit 
noch mehr Schulden, sondern 
muss mit klaren Einsparungen im 
sozialen Bereich sowie konse-
quenten Kassenstürzen der Ge-
meindehaushalte geschehen. 

Wir betrachten die Zahlen für 
2024 näher. Es standen Einnah-
men von 15 Mrd. Euro gegenüber 
Ausgaben von 15,3 Mrd. Euro. Wir 
wollen näher beleuchten inwie-
fern sich diese massiven Ausga-
ben, besonders in Anbetracht un-
serer maroden Infrastruktur über-

haupt zusammensetzten und wo-
hin das Geld geflossen ist. 

Es fällt auf, dass der Sozialauf-
wand mit 62 Prozent den größten 
Anteil stellte. In Worten sind dies 

9,46 Milliarden 
Euro. Gehen wir 
tiefer in die Zahlen 
haben wir signifi-
kante Steigerun-
gen im Jahr 2024 
bei den Bruttoaus-
gaben nach dem 
AsylbLG.  

Das Land unter-
stützte bereits 2023 
mit 450 Mio. Euro 
pauschal die Kom-
munen. Grund da-

für war der beschlossene Rechts-
kreiswechsel. (Flüchtlinge aus der 
Ukraine haben Anspruch auf Leis-
tungen nach dem Sozialgesetz-
buch). In welcher Höhe Erstattun-
gen des Landes für 2024 erfolgten, 
ist im Rahmen der Beratungen der 
gemeinsamen Finanzkommission 
noch völlig offen. In den bisherigen 
Verhandlungen zeichnete sich je-

doch ab, dass we-
der der Bund, noch 
das Land aktuell 
gewillt sind, die 
verbliebenen Net-

tomehrbelastun-
gen der Kreise aus-
zugleichen. (Stand 
der Recherche, 
Quelle: Kreisfi-
nanzbericht). 

Ebenfalls sehr 
auffällig waren die 
massiven Steige-

rungen der Aufwendungen für den 
ÖPNV. Diese stiegen um 34 Prozent 
und beliefen sich bei 411 Mio. Euro. 
Eine genauere Aufschlüsselung ist 
dringend erforderlich, um die kos-
tentreibenden Posten zu erkennen 
und zu verstehen.   

Weitere bemer-
kenswerte Kosten 
zeigten sich in der 
Entwicklung im Be-
reich der Kranken-
häuser. Der Zu-
schussbedarf im 

Ergebnishaushalt, 
lag aufgrund höhe-
rer Lohnkosten, 

Ausgleichszahlungen und Ab-
schreibungen, bei 379 Mio. Euro. 
Im Finanzhaushalt wirkten die ho-
hen Investmentkosten durch 
Fremdkapital mit 415 Mio. Euro. 

Ein weiterer Interessanter Fakt 
ist die starke Gesamt-Schulden-
entwicklung des Landes. Im Ver-
gleich zum Jahr 2023 stiegen die 
Schulden um 29,4 Prozent auf 4,82 
Mrd. Euro. Bedingt ist diese starke 
Entwicklung, durch mehr Investi-
tionen mit Fremdkapital, die Kre-
ditaufnahme stieg von 499 Mio. 
Euro im Vorjahr auf aktuell 823 
Mio. 

Als Ausblick bleibt zu sagen, dass 
sich die finanzielle Lage in den 
Kommunen deutlich verschlech-
tern wird. Gründe sind mannigfal-
tig und lassen sich mit höheren 
Personalkosten, gestiegenen Sozi-
alabgaben und der mittlerweile 
dramatischen wirtschaftlichen Si-
tuation der Krankenhäuser erklä-
ren. Sollten die Sozialabgaben 
nicht massiv sinken oder die Kon-
junktur steigen, damit sich die 
steuerlichen Einnahmen erhöhen, 
bleibt der Cashflow weiter negativ 
und dies darf durchaus besorgnis-
erregend genannt werden.  

Es bleibt zu hoffen, dass die 
Städte und Gemeinden, Wege und 
Mittel finden um Ihre Haushalts-
pflichten zu erfüllen. Ein erster 
Schritt wäre die Zusammenarbeit 
mit allen politischen Parteien und 
eine vernünftige Basis Politik in 
den Rathäusern. Jetzt bedarf es an 
vielen Ideen und kreativen Lö-
sungsansätzen. Diese lassen sich 
nicht im ideologischen Parteien-
denken und einem „weiter so“ fin-
den.   

________________________________ 

Fakten aus dem 
Kreisfinanzbericht  
Baden-Württemberg 2024 

        Timm Kettner 
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Der Bote Gegendarstellung - Leserbriefe 02/2025 
 

Nachdem ich den Artikel gelesen 
habe, stellt sich die Frage, warum 
man nicht selbst als Bürgermeis-
terkandidat angetreten ist. Es be-
stätigt für mich, Marcus Lotzin, 
den Eindruck, dass seit 2019 – zu-
nächst alleine und nun mit einer 
Fraktion – keine Vorschläge oder 
Ideen der AfD im Stadtrat disku-
tiert werden wollten. 

Nun ist Herr Valha Mitglied der 
CDU. Doch wie soll eine Zusam-
menarbeit funktionieren, wenn 
der CDU-Vorsitzende Friedrich 
Merz ausdrücklich erklärt hat, dass 
eine Kooperation mit der demo-
kratisch gewählten Partei AfD 
nicht infrage kommt? Herr Renz, 
ehemaliger Stadtrat der Freien 
Wähler, äußerte bei seiner Verab-
schiedung, er sei schockiert über 
das Wahlergebnis der AfD und for-
derte, dass der Stadtrat – mit Aus-
nahme der AfD – zusammenhalten 
solle. Diese Haltung wird bis heute 
unverändert praktiziert. 

Zudem hat der Stadtrat mich, 
Marcus Lotzin, obwohl ich das 
zweitbeste Stimmergebnis erhal-
ten habe, nicht als stellvertreten-
den Bürgermeister gewählt – 
obwohl dies dem Willen der Bürger 
entsprochen hätte. Es ist natürlich 
positiv, Vorschläge der AfD zu 
diskutieren und über eine 
Zusammenarbeit nachzudenken. 
Doch bleibt die Frage: Geht es dabei 
um Wählerstimmen oder wieder 
nur um leere Versprechungen? Ich 
bin gespannt, wie sich die Situa-
tion entwickelt, falls Herr Valha als 
neuer Bürgermeister gewählt wer-
den sollte. 
 
________________________________ 
 
 

 

Ein Artikel auf der Titelseite, ein 
Leitartikel und fast eine ganze dritte 
Seite – so umfangreich berichtete 
der Schwarzwälder Bote am 
28.01.2025 über Corona und die 
nach 5 Jahren noch immer fehlende 
Aufarbeitung. Die regierenden 
Ampel-Parteien hätten sich – so der 
Schwarzwälder Bote – nicht auf ein 
Gremium einigen können – weil 
befürchtet worden sei, dass das 
Ergebnis als Scherbengericht gegen 
die handelnden Politiker 
missbraucht hätte werden können. 
Wie bitte? 

Weil man Angst vor dem zu erwar-
tenden Ergebnis hat – fangen wir 
lieber erst gar nicht das Aufarbeiten 
an? Ist das noch Realsatire oder 
schon gezielte Sabotage an der 
Demokratie? 

Die Aufarbeitung habe sich auf 
andere als die parlamentarische 
Ebene verlagert, lässt uns der 
Schwarzwälder Bote wissen. Diese 
Politik ist an Schäbigkeit und Kalt-
schnäuzigkeit wirklich nicht mehr 
zu überbieten. Anstatt den schwer 
betroffenen Patienten und Angehö-
rigen der Opfer endlich zu helfen, 
müssen sie mit allen Folgen der ver-
fehlten Maßnahmen leben und man 
verlangt von ihnen jahrelange Pro-
zesse mit ungewissem Ausgang zu 
führen, sollen ihre Ersparnisse da-
für hergeben – wenn sie sich diese 
Prozesse überhaupt leisten können. 
Im Ergebnis bedeutet das, die Opfer 
werden zum zweiten Mal verhöhnt, 
die Verursacher machen sich aus 
dem Staub, einige haben an der 
Pandemie glänzend verdient. 

Warum fällt mir spontan dazu ein: 
Die Kleinen hängt man, die Großen 
lässt man laufen. 

Und dann wundern sich alle über 
ständig zunehmende Demokratie-
verdrossenheit? Ich nicht! 
________________________________ 

 
 

 

Für 2023 verzeichnet das Statisti-
sches Landesamt Baden-Württem-
berg 10.531 Schwangerschaftsab-
brüche (+6,8 % zu 2022). 606 Abtrei-
bungen davon wurden aus medizi-
nischen Gründen, zwei Abbrüche 
wurden aus kriminologischen Hin-
tergründen vorgenommen. Auf der 
Plattform profeminina.org sind bio-
graphische Gründe (41,7 %) gefolgt 
von Überlastung/Überforderung 
(30,5 %) und Probleme in der Part-
nerschaft (17,2 %) als 
Hauptursachen für Abtreibungen 
angegeben. Deutschlandweit 
wurden im Zeitraum von 2014 bis 
2023 über 1 Million ungeborene 
Kinder abgetrieben. 

Allen Ernstes fordern Abgeord-
nete von der SPD, den Grünen und 
Linken sowie Vertreter aus der so-
genannten „Zivilgesellschaft“ die 
Abschaffung des Paragraphen 218 
im Strafgesetzbuch, um den Mord 
am unschuldigen Leben weiter zu 
entkriminalisieren.  

Frauen haben das Recht auf ihren 
Körper, aber haben sie auch das 
Recht auf den Körper des Ungebore-
nen und damit die Befugnis, über 
Leben und Tod zu entscheiden? 

 Frankreich hat die „Freiheit zur 
Abtreibung“ letztes Jahr in die Ver-
fassung aufgenommen. Ein Genozid 
per Gesetz. 

Auch in Deutschland hört nach 
geltendem Recht (§ 219 StGB) die 
Menschenwürde beim ungebore-
nen Menschen auf.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Leserbrief – Zum Bericht 
„Lieber gestalten statt 
verwalten – Oliver Valha 
sieht sich als Macher“ vom 
20. Januar 2025 im 
Schwarzwälder Boten 

Marcus Lotzin - 
                               Stadtrat in Altensteig 

 

Abtreibung -  
ein Verbrechen? 

                                               Robert Tilker 
 

Leserbrief – Corona-
Aufarbeitung 
Untätigkeit aus Angst vor 
dem Ergebnis? 

                                        Günther Schöttle 
 

https://www.statistik-bw.de/Gesundheit/BehandlungenKV/SchwangerAbbruch.jsp
https://www.statistik-bw.de/Gesundheit/BehandlungenKV/SchwangerAbbruch.jsp
https://www.statistik-bw.de/Gesundheit/BehandlungenKV/SchwangerAbbruch.jsp
https://www.profemina.org/de-de/abtreibung/statistik
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/232/umfrage/anzahl-der-schwangerschaftsabbrueche-in-deutschland/#statisticContainer
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/232/umfrage/anzahl-der-schwangerschaftsabbrueche-in-deutschland/#statisticContainer
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https://www.facebook.com/AfD.Calw.Freudenstadt/photos_by
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LITERATURVORSCHLÄGE: 
 

"Remigration" bedeutet Abwande-
rung und bezeichnet damit einen 
ebenso normalen Vorgang wie den 
der Anwerbung von Gastarbeitern 
oder die zeitlich begrenzte Auf-
nahme von Flüchtlingen. Nicht 
normal, sondern erklärungsbe-
dürftig ist das Experiment der 
"Ersetzungsmigration", das seit 
Jahrzehnten in Europa und vor al-
lem in Deutschland durchgeführt 
wird. 

Martin Sellner formuliert in sei-
nem Buch einen Vorschlag, wie 
die Remigration kulturell, ökono-
misch, politisch und religiös nicht 
assimilierbarer Ausländer gelin-
gen könnte. 

Weil Sellner um die Brisanz die-
ses politischen Richtungswechsels 
weiß, betont er in seinem Buch die 
Abgrenzung der Remigration von 
unmenschlichen Szenarien. 
Remigration hat mit Vertreibung 
nichts zu tun. Vertreibung war das, 
was beispielsweise nach dem 
Zweiten Weltkrieg mit 14 Millionen 
Ostdeutschen geschah, von denen  
 
 

 
anderthalb Millionen diesen bru-
talen Vorgang nicht überlebten. 

Remigration ist keine Vertrei-
bung. Es geht vielmehr um 
Anreizsysteme, um freiwillige 
Ausreise und um klare Kriterien 
wie Kriminalität, politische Religi-
osität und kulturelle Ferne. Es geht 
um einen Prozeß, der sich über 30, 
40 Jahre erstrecken würde, wenn 
man ihn in Gang brächte. 

Die Remigration von illegal ein-
gewanderten, von nicht integrier-
baren und von unerwünschten 
Ausländern ist juristisch möglich, 
politisch gerechtfertigt, moralisch 
vertretbar und praktisch umsetz-
bar. Sie wäre ein Prozeß zum 
Wohle aller. 

 
So der Verlag Antaios über das 
Buch.  

Verlag: Antaios, 2024 
Klappenbroschur, 184 Seiten  

18,00,- 
 _________________________________ 

 
Lothar Fritze 

 
Die Moral des 
Bombenterrors 

 
Deutsche und internationale His-
toriker finden oft Rechtfertigun-
gen für den alliierten Bomben-
krieg gegen deutsche Städte. Mal 
sollen Wohngebiete versehentlich 
eingeäschert worden sein, mal als 
»verständliche« Exzesstaten, mal 
als notwendiges Übel zur  
 

 
Befreiung unterjochter Völker und 
verfolgter Minderheiten.  
Totalitarismusforscher Lothar 

Fritze fragt: Kann es überhaupt 
moralisch gerechtfertigt sein, 
Massentötungen wehrloser Zivi-
listen auch nur in Kauf zu neh-
men? Und wenn nicht – was sagt 
das über die Absichten der Alliier-
ten und ihrer heutigen Rechtferti-
ger aus?  
Seine Grundlagenstudie von 2007 

tastet ein zentrales Tabu der Nach-
kriegsgeschichtsschreibung an: 
dass die erbarmungslose Zerstö-
rung unverteidigter Städte voller 
Flüchtlinge, Frauen und Kinder 
irgendwie eine »Befreiung« gewe-
sen sein soll. Anlässlich des 80. 
Jahrestages der Vernichtung 
Dresdens nun in einer ergänzten 
und aktualisierten Ausgabe! 
 
So der Jungeuropa Verlag über das 
Buch.  

Jungeuropa Verlag, 2025 
Gebunden, 524 Seiten  

30,00,- 
_________________________________ 

 
NETZVORSCHLAG:  
 

Von rechts gelesen  
- Podcast          

 
In ihrem verlagseigenen Podcast 
bietet der Jungeuropa Verlag ein 
Programm rund um rechte Kultur, 
Literatur und wissenswertes aus 
der Szene. Mit bisher über 130 
Sendungen bietet der Podcast für 
jeden Zuhörer ansprechende 
Themen. 
 
https://podcast.jungeuropa.de/ 

 

Martin Sellner 
 

Remigration -                       
ein Vorschlag 

 

https://antaios.de/gesamtverzeichnis-antaios/einzeltitel/197055/remigration-ein-vorschlag
https://www.jungeuropa.de/jungeuropa/485/die-moral-des-bombenterrors
https://podcast.jungeuropa.de/von-rechts-gelesen-sendung-130-trump-hoffnungen-aus-uebersee/
https://podcast.jungeuropa.de/von-rechts-gelesen-sendung-130-trump-hoffnungen-aus-uebersee/
https://podcast.jungeuropa.de/von-rechts-gelesen-sendung-130-trump-hoffnungen-aus-uebersee/
https://www.jungeuropa.de/jungeuropa/485/die-moral-des-bombenterrors

